
Hauptsatzung veröffentlicht am 06.06.2024

3. Änderungssatzung der Hauptsatzung der Gemeinde Ostseeheilbad Zingst

Auf der Grundlage des§ 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern 
(KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juli 2011 (GVOBI. M-V S.777), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 2023 (GVOBI. M-V S. 934, 939), 
wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 18.04.2024 und nach Anzeige bei der 
Rechtsaufsichtsbehörde nachfolgende Hauptsatzung in der Fassung der 3. 
Änderungssatzung erlassen: 

Legende der Änderungen: 
*Text Bestand *Text aus Bestand gestrichen

Artikel 1 
Präambel wird wie folgt geändert: 

*Text neu

Soweit in dieser Satzung Bezeichnungen, die für Frauen und Männer gelten, in der männlichen 
Sprachform verwendet werden, gelten diese Bezeichnungen für Frauen in der 1.veiblichen 
Sprachform. 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung der 
Sprachformen männlich, weiblich und divers (m/w/d) verzichtet. Sämtliche 
Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für alle Geschlechter. 

Artikel 2 
§ 1 wird wie folgt geändert:
§ 1 Name, Wappen, Dienstsiegel

(5) Die Führung des Dienstsiegels ist dem Bürgermeister vorbehalten. Bei Abwesenheit
beauftragt er einen seiner Stellvertreter. Der Bürgermeister kann zur Siegelführung
Bedienstete der Gemeinde entsprechend der Dienstsiegelordnung der Gemeinde
Ostseeheilbad Zingst ermächtigen.

(6) Die Verwendung des Wappens durch Dritte erfolgt entsprechend der „Satzung zur
Regelung der Verwendung des Namens Ostseeheilbad Zingst sowie des Wappens"
(Wappennutzungssatzung).

Artikel 3. 
§ 2 wird wie folgt geändert:
( 1) 1 m § 16 KV M V ist festgelegt, dass der Bürgermeister die Einwohner über allgemeine

bedeutsame Angelegenheiten der Gemeinde unterrichtet. Dazu beruft er mindestens 
einmal im Halbjahr eine Einwohnerversammlung der Gemeinde ein. 
Der Bürgermeister unterrichtet die Einwohner gemäß § 16 Abs. 1 KV M-V über 
allgemein bedeutsame Angelegenheiten der Gemeinde. Zu diesem Zweck beruft er 
Einwohnerversammlungen ein oder informiert die Einwohner bürgernah durch andere 
geeignete Formen der kommunalen Öffentlichkeitsarbeit. 
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